
Der Systemwettstreit, wenn er einhergeht mit der Verringerung der Rüstun
gen, kann den sozialen Fortschritt in beiden Systemen befördern und beschleu
nigen.

III. Notwendigkeit einer Kultur 
des politischen Streits und des Dialogs

Wir, deutsche Kommunisten und Sozialdemokraten, stimmen darin überein, 
daß Friede in unserer Zeit nicht mehr gegeneinander errüstet, sondern nur noch 
miteinander vereinbart und organisiert werden kann. Daraus ergeben sich neue 
Gemeinsamkeiten im Ringen um den Frieden.

Sozialdemokraten und Kommunisten fühlen sich beide dem humanistischen 
Erbe Europas verpflichtet. Beide nehmen für sich in Anspruch, dieses Erbe wei
terzutragen, den Interessen der arbeitenden Menschen verpflichtet zu sein, De
mokratie und Menschenrechte zu verwirklichen.

Aber sie leben seit sieben Jahrzehnten in bitterem Streit darüber, in welcher 
Weise dies zu geschehen hat. Dieser Streit wird dadurch verschärft, daß beide 
oft mit denselben Begriffen verschiedene Inhalte verbinden.

Die Sozialdemokraten verstehen sich als Teil der westlichen Demokratie. Für 
sie ist pluralistisch organisierte Demokratie mit ihren vielfältigen Formen von 
Gewaltenteilung und Machtkontrolle der verbindliche und notfalls unter Opfern 
verteidigte Rahmen, innerhalb dessen sie ihre Vorstellungen von demokrati
schem Sozialismus verwirklichen wollen.

Für Marxisten-Leninisten ist Demokratie als Form der Machtausübung in 
ihrem Wesen durch die Eigentumsverhältnisse an den entscheidenden Produk
tionsmitteln und damit verbundenen politischen Macht geprägt. Daher ist für 
sie die Überführung der wichtigsten Produktionsmittel in Gemeineigentum und 
die politische Macht der Arbeiterklasse im Bündnis mit anderen Werktätigen 
das Fundament umfassender demokratischer Rechte. Sie verstehen Demokratie 
vor allem als die reale Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung und Gestal
tung der Wirtschaft und Gesellschaft und die Kontrolle darüber.

Für Sozialdemokraten haben die Menschenrechte in sich selbst absoluten 
Wert und sind gegenüber allen Formen wirtschaftlicher und staatlicher Macht 
auf immer neue Weise zu schützen und durchzusetzen. Sie sind in Form von 
Grundrechten Maßstab und Ziel staatlichen Handelns. Auf diese Grundrechte 
und die Grundwerte des demokratischen Sozialismus gründen sie ihre Politik 
sozialer Sicherheit und gleicher Lebens- und Bildungschancen.

Marxisten-Leninisten nehmen für sich in Anspruch, durch das gesellschaftli
che Eigentum und die damit verbundenen politischen Machtverhältnisse die so
zialökonomischen Grundlagen für die freie Entfaltung des Menschen geschaf
fen zu haben. Soziale Sicherheit, Vollbeschäftigung, soziale Gerechtigkeit und
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